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Zur Frage einer Dienstpflicht fiir Frauen

Der Bund Schweizerischer Frauenorganisa-
tionen, der Schweizerische Katholische Frau-
enbund, der Evangelische Frauenbund der
Schweiz und der Schweizerische Gemeinniit-
zige Frauenverein beauftragten im Oktober
1970 eine Studiengruppe, die Realisations-
mdoglichkeiten eines Nationaldienstes  fiir
Mcddchen zu priifen. Diese Studiengruppe, die
sich aus Vertreterinnen der oben genannten
Dachverbdinde zusammensetzte, legte im Ok-
tober 1971 ihren Bericht vor. Er befasst sich
mit grundsdtzlichen Fragen und zeigt ver-
schiedene Moglichkeiten, weist aber auch auf
Schwierigkeiten hin, die erst bei einer néhe-
ren Betrachtung hervortreten. Anschliessend
an den Bericht werden vier Modelle zur Dis-
kussion gestellt.

Weil wir der Meinung sind, dass diese Fragen
eine breite Offentlichkeit interessieren, und
der sorgfiltig erarbeitete Bericht zur Be-
griffs- und Meinungsklirung beitragen kann,
verdffentlichen wir nachstehend die Ausfiih-
rungen der Studiengruppe mit unbedeutenden
Kiirzungen.

Grundsatzfragen

Politische Rechte — Dienstpflicht

Wenn heute das Thema einer Dienstpflicht
der Frauen zur offentlichen Diskussion ge-
stellt wird, so ist der dussere Anlass dazu un-
bestreitbar die Verleihung der vollen politi-
schen Rechte im Bund an die Angehdrigen
des weiblichen Geschlechts. Es wird nun da-
mit argumentiert, dass mit dem Recht der
Frauen zur Mitwirkung an der Willensbil-
dung im Staat die Erfiillung derselben
Pflichten einhergehen miisste, wie sie bisher
nur den Minnern zufielen, das heisst insbe-
sondere der Wehrpflicht. (Der Einfachheit
halber wird hicr nur von der verfassungs-
méssig geltenden «Wehrpflicht» gesprochen.
Sollte diese, was zu erwarten ist, in eine «all-
gemeine Dienstpflicht» erweitert wcrd;_n, SO
bringt das fiir unsere grundsitzlichen Uber-
legungen keine Anderung.)

Es fragt sich indessen, wieweit diese Argu-
mentation zutrifft, gibt es doch kaum ande-
re Staaten, die sich dieses Korrelat im Sinne
eines «do ut des» zu eigen machen und die
stimmberechtigten Frauen zu analogen
Dienstleistungen wie die Méadnner verpflich-
ten.

Es ist tibrigens darauf hinzuweisen, dass be-
reits die heutige Gesetzgebung (Militdror-
ganisation, Art. 202) eine allgemeine
Dienstpflicht im Kriegsfall vorsieht, indem
Jjedermann die ihm zugewiesenen Dienste zu
leisten hat. Auch ohne diese gesetzliche Be-
stimmung konnte der Bundesrat bei dro-
hender Kriegsgefahr schon die Dienst-
pflicht der Frauen einfiihren, und zwar auf
Grund eines extrakonstitutionellen Voll-
machtenrechts. In gleicher Richtung bewe-
gen sich die Vorarbeiten, die von der im
Aufbau befindlichen Gesamtverteidigungs-
organisation getroffen werden. Allerdings
wird die Wirksamkeit derartiger Bestim-
mungen und Massnahmen dadurch in Fra-
ge gestellt, als im gegebenen Zeitpunkt
kaum mehr ausreichende Gelegenheit fiir
die Aufstellung einer entsprechenden Orga-
nisation, fiir die unerldssliche Ausbildung
und die sachgerechte Zuteilung bestehen
wird.

Dienstleistung: freiwillig oder obligatorisch ?
Geht man von den vorstehenden staatspoli-
tischen und staatsrechtlichen Uberlegungen
aus, so bleibt eigentlich nicht mehr viel
Spielraum zur Beantwortung dieser Frage.
Sobald eine Dienstpflicht als solche aner-
kannt wird, kann sie nicht beschriankt wer-
den auf jene Frauen, die sich freiwillig zur
Ubernahme bereit erklaren. (Die freiwillige
Ubernahme einer Dienstpflicht ist nichts
Unbekanntes: Wer sich zum FHD oder
zum Rotkreuzdienst meldet, tut dies aus
freiem Entschluss, nach der Rekrutierung
ist er aber verpflichtet, seine Dienste wie der
Wehrmann zu leisten. Ahnlich verhilt es
sich im Zivilschutz; wer die Schutzdienst-
pflicht iibernimmt, verpflichtet sich auf fiinf

Jahre zur Leistung der obligatorischen
Dienste.)

Es gibt allerdings gute Griinde, die fir die
Freiwilligkeit sprechen: Freiwillige bilden
stets eine Elite. Die Erfahrungen mit Frei-
willigen in den verschiedensten Bereichen
bestatigen durchgehend, dass mit ihnen sehr
viel guter Wille, Einsatzbereitschaft und oft
hervorragende Leistungen gewonnen wer-
den. Zahlreiche Aufgaben konnen tiber-
haupt nur unter Einsatz von Freiwilligen ge-
10st werden.

Demgegeniiber zeigt sich aber praktisch
auch uberall, dass grossern Bedlirfnissen
mit Freiwilligen allein nicht Genlige getan
werden kann. Die Qualitit vermag be-
kanntlich vieles, aber ersetzt doch nicht oh-
ne weiteres die Quantitit (auch das Umge-
kehrte ist nicht der Fall!). Zahlreiche Orga-
nisationen sind heute in unserem Staat, der
das Freiheitsprinzip hochhilt, auf Freiwilli-
ge angewiesen — Armee und Zivilschutz so
gut wie Sozialinstitutionen oder die Ent-
wicklungshilfe —; sie sind aber bei weitem
nicht in der Lage, geniligend geeignete Mit-
arbeiter zu finden bzw. die notwendigen Be-
stdnde aufzufiillen. Dafiir bezeichnend sind
in dieser Hinsicht die Forderungen nach ei-
nem obligatorischen Sozialdienst fiir Mid-
chen, wie sie gelegentlich in der Offentlich-
keit erhoben werden. Auch an die Studien-
gruppe sind derartige Postulate mehrfach
herangetragen worden aus Kreisen, die sich
von einem Nationaldienst der Madchen auf
dem Wege {iber einen obligatorischen
Dienst die Behebung ihrer Personalnote er-
hoffen.

Sicher ist eine Mobilisierung starker freiwil-
liger Kréfte «im Notfall» oder «im Ernstfall»
verhaltnismassig leicht, das beweist die Er-
fahrung. Nur ist es in der Regel dann zu
spat, Improvisationen sind kaum mehr
moglich, und vor allem fehlt es den Freiwil-
ligen meist an jeglicher fachlichen und psy-
chologischen Vorbereitung auf die Kata-
strophensituation.

Daraus ergibt sich der Schluss, dass nur eine
Dienstpflicht im Sinne eines Obligatoriums



von nationaler Bedeutung sein kann. Diese
allgemeine Dienstpflicht darf jedoch nicht
zu einer Beeintrachtigung der Freiwilligkeit
fiihren, sondern es ist nach Moglichkeiten
zu suchen, die im Gegenteil viel Raum fiir
den freiwilligen Einsatz auf den dafiir geeig-
neten Gebieten belassen. Obschon zahlrei-
che Institutionen sich bereits mit solchen
Einsidtzen befassen, wire wohl ein gesamt-
schweizerischer Triger dieser Bestrebungen
notig, der die Werbung anzuregen und die
Einsitze zu koordinieren vermochte.

Der Verzicht auf die Freiwilligkeit im Prin-
zip und der wesentliche Eingriff in die per-
sonliche Freiheit durch den Zwangscharak-
ter des Obligatoriums bringen die unbe-
dingte Verpflichtung mit sich,

— eine liberzeugende Motivierung von na-
tionaler Bedeutung fiir die Dienstpflicht
beizubringen, der die grosse Mehrheit der
Bevolkerung zustimmen kann,

— die spezifischen Eigenschaften und Inter-
essen der Frauen sowie ihre besondere fa-
milidre Situation zu beriicksichtigen,

— die Dienstpflicht so zu konzipieren, dass
sie sowohl strukturell als im Einzelfall
weit ausgreifende Wabhlfreiheiten und
Moglichkeiten zu freiwilligem Einsatz
bietet.

Beweggriinde

Die Ableitung von Pflichten gegeniiber dem
Staat aus der mit den verlichenen politi-
schen Rechten vertieften Verantwortung
fir die Gesamtheit und die Parallele zur
Wehrpflicht der Schweizer Maianner be-
leuchtet nur eine Seite des Problems. Ande-
re Gesichtspunkte wirft die mindestens
ebenso wichtige Frage nach der Notwendig-
keit eines nationalen Dienstes der Frauen
auf. Die Erfiilllung der Wehrpflicht durch
die Ménner entspricht schlicht und einfach
dem Bediirfnis, die Schweiz gegen dussere
Angriffe mit der Waffe zu verteidigen, ihre
Unabhingigkeit zu schiitzen. Fiir einen
Dienst der Frauen sollte ein mindestens
ebenso einleuchtender Beweggrund vorhan-
den sein, um iiberhaupt eine derart die per-
sonliche Freiheit beeintriachtigende Mass-
nahme staatspolitisch zu rechtfertigen.

Uber die Motivierung herrschen nun aller-
dings recht verschiedene Auffassungen und
Vorstellungen. Die Studiengruppe hat ver-
sucht, mit ihren Modellen einige dieser Vor-
stellungen zu erfassen und durchzudenken,
aber es durfte zweckmissig sein, bereits an
dieser Stelle gewisse Uberlegungen anzu-
stellen.

Sozialdienst

Von manchen Seiten, namentlich aus jenen
Kreisen, die den Mangel an Mitarbeitern in
den sozialen Tatigkeitsgebieten besonders
zu spiiren bekommen, wird ein Sozialdienst
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erwartet, das heisst der Einsatz von Dienst-
pflichtigen an Stelle des fehlenden Berufs-
personals. Spitdler, Heime, Anstalten, liber-
lastete Miitter und Bauern sollen endlich
durch einen Nationaldienst ihrer Schwierig-
keiten enthoben werden. Dass dabei die Er-
ziechung zum Verantwortungsbewusstsein
gegeniiber dem Nichsten, dem Hilfebediirf-
tigen, dem Schwécheren und gegeniiber der
Gesellschaft durch einen Sozialdienst her-
vorgehoben wird, ist sicher ein wesentliches
Argument.

So verstindlich das Postulat eines Sozial-
dienstes ist, hitte die Studiengruppe doch
Bedenken, darauf als einzige Moglichkeit
einzugehen:

Obwohl die Personalnot in den sozialen Be-
reichen unbestritten ist, fehlen doch kon-
krete Angaben tiber die Grdssenordnung der
Bediirfnisse in den verschiedenen Zweigen,
ferner auch dariiber, welche Liicken tiber-
haupt durch Hilfskrafte geschlossen werden
konnten. Demgegeniiber ist damit zu rech-
nen, dass jedes Jahr rund 40 000 Midchen
dienstpflichtig wiirden. Konnte ein Sozial-
dienst allein iiberhaupt in derartigen Gros-
senordnungen rechnen? Wir haben bisher
keine Antwort auf diese Frage erhalten.

Dem Ruf nach einem Sozialdienst liegt ein
okonomisches Problem zugrunde, namlich
ein der Nachfrage nicht genligendes Ar-
beitsangebot. Diese Situation findet sich
heute aber auch auf anderen Gebieten, die
ebenfalls von nationaler Bedeutung sind.
Wo ist die Grenze zwischen jenen Produk-
tions- und Dienstleistungszweigen, die An-
spruchaufdienstpflichtiges Personalerheben
dirften, und den andern zu ziehen?
Schliesslich bleibt eine Volkswirtschaft
auch nicht dauernd in derselben Situation
stehen: Was geschihe mit dem Sozialdienst,
wenn das Angebot an beruflichem Personal
wieder einmal zunimmt oder die Nachfrage
sinkt? Sollen gewisse Wirtschaftszweige
und -betriebe oder die 6ffentliche Hand von
den «billigen» Arbeitskréiften aus dem So-
zialdienst profitieren diirfen? Bestiinde
nicht auch die Gefahr, dass sich gewisse Be-
triebe bequemlichkeitshalber damit zufrie-
den gédben, Personal aus dem Sozialdienst
zu erhalten, unter Verzicht auf notwendige
organisatorische und personalpolitische
Verbesserungen im Interesse der Qualitit?
Vor allem mangelt es an qualifiziertem Be-
rufspersonal; diplomierte Krankenschwe-
stern zum Beispiel konnen nicht einfach
durch Hilfskrifte ersetzt werden. Im Ge-
genteil: Hilfskrifte belasten das qualifizier-
te Personal zusitzlich, das ohnehin schon
durch die vielen in Ausbildung stehenden
Angehorigen  medizinischer  Hilfsberufe
liberbeansprucht ist. Auch eine kurze Aus-
bildung vor dem praktischen Einsatz wiirde
daran nicht viel dndern. Alle dienstpflichti-
gen Maidchen wiirden eingesetzt werden
miissen, ob geeignet, willig, niitzlich oder
nicht.

Fiir Dienstleistungen, die immerhin von ei-
ner gewissen Dauer sein miissten (drei bis
vier Monate), kommen nur junge Mcddchen
nach Schulaustritt und vor der Verheira-
tung in Betracht. Diese Madchen miissen
sorgfaltig angeleitet und betreut werden, ihr
Einsatz muss geplant und vorbereitet und
darf nicht einfach Ausniitzung sein. Nicht
ausser acht zu lassen ist auch, dass ein be-
triachtlicher Teil noch minderjidhrig sein
wird: Wie steht es mit der elterlichen Ge-
walt in Konkurrenz mit der Autoritdt des
Sozialdienstes ? Der Aufwand an Kader zur
Betreuung der Dienstleistenden miisste un-
verhéltnismassig hoch sein.

Schliesslich stellt sich das Problem der Ein-
satzorte: Welche Anstalten, Heime, Organi-
sationen und Familien sollen beriicksichtigt
werden ? Nur staatliche oder auch private
Institutionen? Nach welchen Kriterien
kann ein Einsatz erfolgen ? Nur in Gruppen
oder auch einzeln (bei Familien zum Bei-
spiel)? Wer bezeichnet und iiberwacht die
Einsatzorte in bezug auf ihre Eignung ? Der
Verwaltungsapparat ndhme bedngstigende
Ausmasse an. Das Ganze wiirde sich
zwangsldufig einer Arbeitsdienstpflicht un-
riihmlichen Gedenkens ndhern.
Sozialdienst verlangt vor allem den person-
lichen Einsatz, das mitmenschliche Ver-
standnis fiir den Hilfebediirftigen. Diese
Einstellung kann nicht erzwungen werden.
Ausserdem gibt es viele Gebiete, zum Bei-
spiel die pflegerischen, bei denen mit der Téa-
tigkeit eine grosse Verantwortung verbun-
den ist und die darum eine gewisse Reife
voraussetzen. Ein Sozialdienst ldsst sich
deshalb nur schwer in den organisatori-
schen Rahmen eines Obligatoriums zwén-
gen. Ein Freiwilliger, der sich freudig ein
Jahr lang zur Verfiigung stellt, hat einen un-
gleich grossern Wirkungsgrad als vier wih-
rend je drei Monaten eingesetzte Dienstver-
pflichtete. Anderseits kann auch keine An-
stalt, kein Spital oder andere Institution da-
zu gezwungen werden, Dienstpflichtige auf-
zunehmen; auch auf der Seite der Einsatz-
orte muss daher die Freiheit zur Mitwir-
kung gewahrt bleiben. Ein Nationaldienst
mit dem Zweck, soziale Dienstleistungen zu
erbringen, konnte vorldufig auf der Grund-
lage der Freiwilligkeit aufgebaut, innerhalb
der allgemeinen Dienstpflicht aber nur als
Wahlmaéglichkeit einbezogen werden.

Entwicklungshilfe

Als eine dringende Zukunftsaufgabe der
Schweiz wird auch die Entwicklungshilfe in
den Vordergrund gestellt. Auch sie sollte in
den Nationaldienst einbezogen werden.

Die Studiengruppe verkennt keinesfalls die
Bedeutung der Entwicklungshilfe als natio-
nale Aufgabe und als Instrument zur Erhal-
tung des Friedens, muss jedoch dhnliche
Uberlegungen anstellen wie beim Sozial-
dienst : Als Dienstleistung im Rahmen eines



Obligatoriums kann der Einsatz in der Ent-
wicklungshilfe ernstlich nicht in Betracht
gezogen werden. Benotigt werden praktisch
ausschliesslich qualifizierte Fachleute, die
fiir langere Zeit zur Verfligung stehen (dort,
wo der Dienst in der Entwicklungshilfe an-
stelle des Militdrdienstes moglich ist, wie
zum Beispiel in Frankreich, handelt es sich
generell um eine einjdhrige Dienstzeit). Un-
ser Milizsystem kennt keine langen Dienst-
zeiten, die wohl bei einem Dienst der Frau-
en noch ungewohnter und deshalb unpopu-
larer als bei den Médnnern sein diirften. An
Entwicklungshelfer sind ausserdem {iber-
durchschnittliche gesundheitliche, sprachli-
che und charakterliche Anforderungen zu
stellen,

Die Entwicklungshilfe, die ja begrifflich
vom Einsatz Freiwilliger durch schweizeri-
sche Hilfswerke iiber die christlichen Mis-
sionen bis zum Aufbau schweizerischer
Tochterfirmen durch schweizerisches Per-
sonal alles umfasst, was die wirtschaftliche
und soziale Entfaltung eines Entwicklungs-
landes fordert, konnte durch die Schweiz si-
cher noch wesentlich ausgebaut werden;
selbst dann wird es sich aber immer nur um
Einsdtze handeln, die auf dem freiwilligen
Entschluss des Individuums beruhen. Das
héingt einerseits mit den erheblichen Risiken
zusammen, die der Entwicklungshelfer ne-
ben der enormen psychischen Belastung auf
sich nimmt, anderseits mit dem Umstand,
dass an der Landesgrenze die Geltung der
schweizerischen Rechtsordnung aufhort
und die Einwirkungsmittel auf Schweizer
im Ausland sehr beschriankt sind.

Es muss deshalb auch hier nach einer Lo-
sung gesucht werden, die zwar den Einsatz
Freiwilliger in der Entwicklungshilfe be-
giinstigt, diesen aber in eine Dienstpflicht
der Frauen hochstens als Wahlmaoglichkeit
integriert.

Katastrophenschutz

Seit dem Zweiten Weltkrieg hat das Gesicht
des Krieges, der gewaltigsten aller Kata-
strophen, sich total verdndert: Einmal ist es
die Zivilbevolkerung, die weitaus die gross-
ten Verluste zu erleiden hat, zum andern ha-
ben die Massenvernichtungswaffen eine
vollig neue Lage insbesondere fiir den
Kleinstaat geschaffen. Beim Kleinstaat, der
angegriffen wird, stellt sich — sofern er sich
nicht bedingungslos dem Angreifer unter-
werfen will — das Problem des existentiellen
Uberlebens des einzelnen wie der Nation.
Die Schweiz trigt dieser Perspektive da-
durch Rechnung, dass nicht mehr die Ar-
mee als Abwehrwaffe allein in Erscheinung
tritt, sondern dass das ganze Volk seinen
Anteil an diescr Strategie der Gesamtvertei-
digung haben wird. Durch einen Krieg, der
in der Gegenwart und nihern Zukunft trotz
aller Friedensbestrebungen einfach noch
nicht auszuschliessen ist, wiirden die Frau-
en gleicherweise wie die Minner, ja viel-
leicht in noch stirkerem Masse, betroffen.

Aufgabe der Ménner als Soldaten wird die
bewaffnete Abwehr sein, Aufgabe der Frau-
en der Schutz und die Rettung der Angehori-
gen, der Ndchsten, der Hilfebediirftigen.
Hier tragt jede Frau eine unmittelbare Ver-
pflichtung sowohl als Frau und Mutter ihrer
Familie als auch der Gemeinschaft gegen-
iber. Es wire sinnlos, eine militirische Ver-
teidigung des Landes im Hinblick auf die
Erhaltung seiner Integritit und seiner
Selbstbestimmung vorzusehen, wenn nicht
gleichzeitig alles unternommen wiirde, um
einem moglichst grossen Teil der Bevolke-
rung das Weiterleben zu sichern. Das ist das
Ziel der neuen Konzeption einer Gesamt-
verteidigung. «Verteidigung» beinhaltet also
nur zu einem Teil bewaffnete Abwehr, eine
mindestens ebenso wichtige Rolle spielt das
Funktionieren der geistigen, der wirtschaft-
lichen, der sozialen Elemente, soll uns eine
Chance des Uberlebens in Freiheit bleiben.
Die Studiengruppe erkennt hier die Begriin-
dung einer Dienstpflicht flir die Frauen.
Diese ldsst sich ohne weiteres in Parallele
setzen zu jener der Ménner und wiirde am
ehesten auch dem Zusammenhang «politi-
sche Rechte — Pflichten gegeniiber dem
Staat» entsprechen. Die Bediirfnisse, die
sich in diesem Bereich bieten, sind gewaltig.
Allein der Zivilschutz, der heute fiir die
Frauen auf Freiwilligkeit beruht, wird im
Endausbau rund einen Fiinftel der nach der
Mobilmachung verbleibenden Bevolkerung
erfassen, zwangsldufig der grosste Teil
Frauen. Dazu kommen alle jene Aufgaben
in den Bereichen der Erndhrungs-, Versor-
gungs- und Kriegswirtschaft und der Infra-
struktur, in denen die mobilisierten Manner
zu ersetzen sind. Eine jdhrliche Rekrutie-
rung von rund 40 000 Frauen, das heisst ein
theoretischer Gesamtbestand von rund 1,5
Millionen dienstpflichtiger Frauen werden
ohne weiteres eine entsprechende Aufgabe
finden.

Ein weiterer offensichtlicher Vorzug dieser
Motivierung besteht darin, dass fiir den
Kriegsfall die bereits gesetzlich vorgesehene
allgemeine Dienstpflicht vorweggenommen
wird, der Mangel der geltenden Regelung
aber behoben werden kann, so dass die un-
erldssliche Vorbereitung oder Ausbildung
der Dienstpflichtigen moglich ist und deren
titsachlichen Einsatz im Ernstfall wirklich
nutzbringend gestaltet.

Rechtsfragen

Fiir keine Art Dienstpflicht der Frauen be-
steht heute eine rechtliche Grundlage. Ein
erster Verfassungsartikel tiber den Zivil-
schutz, der die obligatorische Dienstlei-
stung der Frauen enthielt, wurde in der
Volksabstimmung verworfen. Die allgemei-
ne Wehrpflicht (Bundesverfassung, Art. 18)
ist auf Schweizerblirger, also Ménner, be-
schrinkt. Eine Ausdehnung auf die Frauen
durch Interpretation ist hier wohl ebenso

wenig moglich wie beim Stimmrecht «jedes
Schweizersy.

Fiir die Einfiihrung eines Nationaldienstes,
der auf einer Dienstpflicht der Frauen be-
ruht, bedarf es also unter allen Umstidnden
einer Verfassungsinderung. Der Entscheid
dariiber, ob eine derartige Dienstpflicht ein-
gefiihrt werden soll und in welcher Form, ist
demnach auf dem verfassungsmaéssigen, de-
mokratischen Weg zu treffen; neben den
Ménnern werden sich nunmehr auch die
Frauen selbst dartiber aussprechen konnen.
Eine Gelegenheit dazu wiirde sich bieten,
wenn es zu einer Ausweitung der allgemei-
nen Wehrpflicht zu einer allgemeinen
Dienstpflicht der Médnner kommt. Die all-
gemeine Dienstpflicht konnte in diesem Fal-
le auf alle Schweizer und Schweizerinnen er-
streckt werden. Es ist aber zu beachten, dass
Wehr- wie Dienstpflicht sinngemiss im
Rahmen der Landesverteidigungsbestim-
mungen der Bundesverfassung stehen.
Auch bei einem Verzicht auf eine allgemeine
Dienstpflicht der Frauen diirfte jeder Natio-
naldienst, der vom Staat geschaffen werden
soll, generell nicht ohne entsprechende Ver-
fassungsinderungen eingefiihrt werden
konnen. Wohl gibt es Teilgebiete, auf denen
die freiwillige Eingliederung oder Mitwir-
kung der Frauen in der Verfassung bereits
stipuliert ist, so zum Beispiel im Zivilschutz
(Bundesverfassung, Art. 22bis), aber es hilt
schwer, andere Gebiete zu finden, auf denen
der Bund im Rahmen der geltenden Kom-
petenzordnung erméchtigt wire, gesetzliche
Bestimmungen speziell iiber die Mitwir-
kung von Frauen zu erlassen. Insbesondere
die sozialen Bereiche, das Gesundheitswe-
sen vor allem, fallen weitgehend in die Zu-
standigkeit der Kantone, so dass der Bund
gar nicht befugt ware, auf diesen Gebieten,
die jedoch in erster Linie fiir einen Sozial-
dienst in Frage kommen, zu legiferieren. Ei-
ne auf Freiwilligkeit beruhende, nicht durch
die Landesverteidigung begriindete Organi-
sation konnte in Anbetracht dieser rechtli-
chen Voraussetzungen kaum vom Bund ge-
schaffen werden, sondern miisste aus priva-
ter Initiative und auf zivilrechtlicher Grund-
lage entstehen.
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Maéglichkeiten der Verwirklichung

Die Studiengruppe hat versucht, ihre Uber-
legungen an vier Modellen zum Ausdruck
zu bringen:

Modell A: Allgemeine Dienstpflicht der
Frauen

Parallel zur Wehrpflicht (Dienstpflicht) der
Minner, unbewaffnet. Umfassend Ausbil-
dung und regelméssige Wiederholungskur-
se. Milizsystem.

Motivation: Schutz und Erhaltung des Lan-
des und Volkes

Einsatz: Nach Wahl a) in der Armee (FHD
oder Rotkreuzdienst), b) im Zivilschutz
(ortliche und Betriebsschutzorganisatio-
nen).

Dauer der Dienstpflicht: Armee 20. bis
50. Altersjahr, Zivilschutz 20. bis 60. Al-
tersjahr.

Ausbildung: Grundausbildung, Wiederho-
lungskurse, Kaderausbildung entsprechend
den Vorschriften der Armee fiir Frauen-
hilfsdienst und Rotkreuzdienst oder des Zi-
vilschutzes.

Dienstleistung: Entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften.

Obligatorium: Fiir alle Schweizer Frauen,
die diensttauglich befunden werden.
Dispensationsgriinde: Mutterschaft und
andere Familienpflichten, Krankheit/Infir-
mitét, berufliche Unabkommlichkeit.
Kontrollfiihrung: Uber sdmtliche dienst-
pflichtigen Frauen auf Grund eines gesamt-
schweizerischen  Personalinformationssy-
stems (Computer).

Die Verwirklichung dieses Modells stellt
folgende organisatorische und matcrielle

Anforderungen:

Aufbau eines Aushebungs- und Verwal-
tungsapparates — Erstellung und Beschaf-
fung von Schulungs- und Unterkunftsrdu-
men (Kasernen) — Aufbau eines umfassen-
den Kaders fiir Ausbildung, Fiithrung und
Infrastruktur.
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Vorteile:

— Absolute Gleichstellung von Minnern
und Frauen in bezug auf ihre staatsbiir-
gerlichen Pflichten

— Sicherstellung der notwendigen Bestinde
fiir Armee und Zivilschutz

— Sicherung der fiir einen wirksamen Ein-
satz unerldsslichen Grund-, Fach- und
Weiterausbildung

- Sozialer und erzieherischer Wert des Ge-
meinschaftslebens im Dienst («Schule der
Demokratie»)

— Jede Frau weiss, wo sie eingeteilt ist und
welche Aufgaben sie zu erfillen hat, de-
nen sie sich dank der Ausbildung gewach-
sen fiihlt

— Erfassung sdmtlicher Dienstpflichtigen
durch ein Personalinformationssystem
(Computer)

Nachteile:

- Temporidrer Abzug weiblicher Arbeits-
kriafte aus dem Wirtschaftsprozess zur
Ausbildung (RS), d. h. dauernd rund
6000 bis 8000 Frauen bei jeweils dreimo-
natigem Dienst, ausgerechnet in den we-
nigen Jahren der Berufstitigkeit vor der
Familiengriindung, wodurch der Wir-
kungsgrad der zivilen Berufsausbildung
noch geringer wird

— Dauernde Beanspruchung zahlreicher
Arbeitskréfte durch den Verwaltungsap-
parat; dieser wird in Anbetracht der un-
zahligen Mutationen bei Frauen (ede
Frau ist ein Sonderfally) viel umfangrei-
cher sein miissen als bei der gleichen Zahl
dienstpflichtiger Médnner

— Gewaltiger Kostenaufwand fiir Ausbil-
dung, Ausriistung und Verwaltung
Unabsehbare Zahl von Dispensations-
und Entlassungsgesuchen (Familien-
griinde) — Vorverlegung der Eheschlies-
sungen

— Rekrutierungsbasis zu gross fiir den tat-
sdchlichen Bedarf von Armee und Zivil-
schutz (Missverhdltnis  Angebot und
Nachfrage), daher Aufwand personell

und materiell verhdltnisméssig viel zu

hoch
Die Studiengruppe ist der Auffassung, dass
dieses Modell, jedenfalls in Friedenszeiten,
unrealistisch ist. Schon psychologisch wiir-
den sich so grosse Hindernisse dagegen auf
richten, dass mit seiner Annahme in einer
Volksabstimmung nicht zu rechnen wire.
Nicht nur die Frauen wiirden wohl kaum ei-
ne derartige «Totalmobilisierung des Vol-
kes» akzeptieren, sondern auch von seiten
der Miénner wire eine vehemente Ableh-
nung zu erwarten, sei €s aus emotionalen,
familidren oder auch aus wirtschaftlichen
Grinden.

Modell B: Allgemeine Dienstpflicht der
Frauen im Reservesystem

Vorbereitung der Frauen auf die Dienstlei-
stung im Katastrophen- und Verteidigungs-
fall sowie auf den Selbstschutz.

Motivation: Schutz und Erhaltung des Lan-
des und des Volkes.

Einsatz: Nach Wahl und Fahigkeit bzw. zi-
vilen Funktionen (feste Zuweisung mit Um-
teilungsmoglichkeiten), a) in der Armee:
FHD oder Rotkreuzdienst, b) im Zivil-
schutz: ortliche und Betriebsschutzorgani-
sationen, Hauswehren, ¢) in den {ibrigen Be-
reichen der Gesamtverteidigung : eigene Fa-
milie, Landesversorgung, ziviler Sanitéts-
dienst, Obdachlosen-, Kinder- und Fliicht-
lingsbetreuung, offentliche Dienste, Unter-
richt usw.

Dauer der Dienstpflicht: 20. bis 60. Alters-
jahr.

Ausbildung: a) allgemeiner Grundkurs, lo-
kal oder regional, etwa eine Woche (wenn
moglich im Anschluss an die obligatorische
Schulpflicht, eventuell Mittel- und Berufs-
schule, im hauswirtschaftlichen Obligato-
rium): staatsbiirgerlicher Unterricht, allge-
meines Verhalten bei Unfillen, Notlagen
und Katastrophen, Selbstschutz, Orientie-
rung {ber Wahlmoglichkeiten innerhalb
der Dienstpflicht, tiber die ausserdienstliche



Fachausbildung, b) fachliche Ausbildung in
Gebieten, die spezifische Frauenaufgaben
enthalten (Krankenpflege und Erste Hilfe,
Fiirsorge, Betreuung, Kollektivverpflegung
usw.). Ausbildung entweder beruflich oder
in Laienkursen (mit Mindestprogramm und
Abschluss), im praktischen Sozialeinsatz
(Sozialdienste, diakonischer Einsatz, Ent-
wicklungshilfe usw.), im FHD, im Rot-
kreuzdienst, in Kursen des Zivilschutzes.
Dienstleistung: a) im Katastrophen- und
Verteidigungsfall entsprechend Zuteilung,
b) in Friedenszeiten im FHD, Rotkreuz-
dienst oder Zivilschutz, entsprechend den
gesetzlichen Vorschriften, freiwillig oder so-
fern keine ausserdienstliche Ausbildung er-
worben wurde.

Obligatorium: Fir alle Schweizer Frauen,
aber in Friedenszeiten auf Grundkurs und
fachliche Ausbildung beschriankt; in Frie-
denszeiten Eintritt in FHD, Rotkreuzdienst
und Zivilschutz grundsétzlich freiwillig, ob-
ligatorisch hingegen fiir alle jene Frauen,
die bis zum 25. Altersjahr noch keine fach-
liche Ausbildung wie vorerwihnt ausser-
dienstlich erworben haben.
Dispensationsgriinde: Nur gesundheitliche
Griinde.

Kontrollfithrung: Uber siamtliche dienst-
pflichtigen Frauen und ihre Zuteilung auf
Grund eines gesamtschweizerischen Perso-
nalinformationssystems (Computer).

Wesentliche Nachteile von Modell A ver-
schwinden dadurch, dass die Frauen bei
einer Dienstpflicht nach Modell B keine
aktive, sondern nur eine Reserve-Armee bil-
den.

Vorteile :

- Anerkennung staatsbiirgerlicher Pflich-
ten der Frauen

- Sicherstellung der notwendigen Bestdnde
flir Armee, Zivilschutz und die weiteren
Bereiche der Gesamtverteidigung

- Psychische und fachliche Vorbereitung
der Frauen auf ihre Aufgaben

— Beweglichkeit der Organisation, weitge-
hende Wabhlfreiheit und Freiziigigkeit in
jeder Phase

— Keine oder nur geringe Beeintriachtigung
der zivilen Situation der Dienstpflichti-
gen in normalen Zeiten

— Adaptationsmoglichkeit im Falle der
Einfiihrung eines Zivildienstes

— Ausbildung auch fiir das tdgliche Leben
sinnvoll und nitzlich

— Verwaltungsapparat  verhiltnismissig
einfach (weitgehend dezentralisiert), kei-
ne eigene Infrastruktur, keine neuen An-
lagen (fiir Grundkurs Schulhduser), we-
nig Instruktionspersonal fiir Grundkurs

- Geringer Kostenaufwand

— Jede Frau weiss, wo sie eingeteilt ist und
welche Aufgaben sie zu erfiillen hat, de-
nen sie sich dank der Ausbildung gewach-
sen fiihlt

— Erfassung samtlicher Dienstpflichtigen
durch ein Personalinformationssystem

Nachteile:

— Kein Auffrischen der erworbenen Kennt-
nisse (sofern nicht berufliche Tatigkeit)

— Organisation, Funktionstiichtigkeit, Zu-
sammenarbeit usw. werden erst im Ernst-
fall auf die Probe gestellt

— Diejenigen Frauen, deren Berufsausbil-
dung als Fachausbildung anerkannt wird
und die deshalb keiner weitern Schulung
mehr bediirfen (Pflegeberufe, Sozialar-
beiterinnen, Hausbeamtinnen, Kochin-
nen, Heimleiterinnen usw.), sind gegen-
tiber andern privilegiert: Problem der
Rechtsgleichheit (Wéire diese Privilegie-
rung wirklich ein Nachteil ?)

— Ungeloste Kaderfrage: Die Kaderausbil-
dung in FHD, Rotkreuzdienst und Zivil-
schutz ist weitgehend freiwillig, mit Aus-
nahme der zur obligatorischen Ausbil-
dung in diesen Organisationen Einberu-
fenen; sind diese dann geeignet ?

— Unabsehbare Zahl von Mutationen (Zu-
teilung,  Zivilstandsidnderung, Woh-
nungs- und Ortswechsel, Berufstitigkeit)

- Durchfithrung der Meldepflicht

Kein Modell wird idealen Vorstellungen
ganz entsprechen konnen. Die Studiengrup-
pe betrachtet das Modell B trotz seiner
Nachteile als das Optimum dessen, was ei-
nerseits von der Motivierung und den natio-
nalen Bediirfnissen her sinnvoll und niitz-
lich ist und anderseits referendumspolitisch,
verwaltungsmassig und psychologisch reali-
sierbar scheint. Sie empfiehlt deshalb dieses
Modell zur weiteren Bearbeitung.

Modell C: Freiwillige Kaderorganisation
Aufbau einer Kaderorganisation auf der
Grundlage der Freiwilligkeit durch stufen-
weise Einflihrung von unten her.

Motivation: Schutz und Erhaltung des Lan-
des und des Volkes.

Organisation: Ausbau der bestehenden Or-
ganisationen fiir Frauen in der Armee und
im Zivilschutz zu eigentlichen Kaderorgani-
sationen, die im Ernstfall durch unvorberei-
tete Dienstpflichtige gemdss Artikel 202
MO aufgefiillt werden. Grundsatz der Frei-
willigkeit.

Ausbildung: stufenweise

1. Stufe (obligatorisch): Ausbau des staats-
biirgerlichen Unterrichts in den Abschluss-
klassen, Mittelschulen, Berufs- und Fortbil-
dungsschulen usw.

2. Stufe (freiwillig) Jugendlager (Pfadfinder,
Jugendgruppen usw.) sowie Turnen und
Sport (Kurse und Lager der Turn- und
Sportverbinde) usw. in Verbindung mit In-
formationen iiber die Notwendigkeit, die
Voraussetzungen und die Moglichkeiten
des Einsatzes im Rahmen der Gesamtvertei-
digung wie der sozialen Hilfe, Einfiihrung
zur

3. Stufe (freiwillig): Verpflichtung nach
Wahl und auf Zeit in den bestehenden Or-
ganisationen.

Alter: Jugendliche

Das Modell C scheint uns das Minimum
dessen zu enthalten, was ohne grosse staats-
rechtliche Anderungen im Sinne eines Na-
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tionaldienstes getan werdenkann und muss,
um die Jugend (und zwar nicht nur die
weibliche) ihrer Verantwortung und Ver-
pflichtung gegeniiber Staat und Gemein-
schaft bewusster werden zu lassen und sie
dadurch zu freiwilliger Dienstleistung zu
stimulieren.

Vorteile:

— Grundsatz der Freiwilligkeit (Modell C
wiredeshalbim Falle der Ablehnungeiner
Dienstpflicht der Frauen durchfiihrbar)

— Freiwilligkeit fiihrtzur Bildungeiner Elite,
die das Kader fiir weiteren Ausbau, zum
Beispiel bei der Einfiihrung einer Dienst-
pflicht im Ernstfall, stellen konnte

— Weckung des staatsbiirgerlichen Verant-
wortungsbewusstseins, «geistige Landes-
verteidigung»

— Information und Ansporn schon bei
Schulaustritt, wenn die Mddchen noch be-
geisterungsfihig sind;

— Verstirkung des Nachwuchses in den
heute schlecht rekrutierenden Organisa-
tionen (FHD, Rotkreuzdienst, Zivil-
schutz), sicher auch im Sozialeinsatz.

Nachteile:

— Freiwilligkeit ;

— Anféanglich grosse, dann sinkende Begei-
sterung: Was bleibt tatsdchlich noch fiir
Stufe 3?

— Lager, Schulungskurse usw. fallen in die
Lehr- und Ausbildungsjahreder Méadchen

— Die Verwirklichung von Modell C hangt
weitgehend vom guten Willen und der
Mitarbeit dritter Organisationen ab

- Schwierigkeit, geeignetes Instruktionska-
der in geniigender Zahl auf freiwilliger
Basis zu gewinnen und auszubilden, na-
mentlich bei guter Entwicklung von Stufe 2

— Nur Schulung und Information, keine Be-
wihrung, keine Weiterausbildung, keine
Praxis (mit Ausnahme von Stufe 3), prak-
tischer Wirkungsgrad im Ernstfall be-
scheiden.

Modell D: Sozialdienst der Frauen

Das Modell D baut sich auf den Erfahrun-
gen des Ziircher Sozialjahres auf. Es handelt
sich um einen Sozialdienst, so dass grund-
sdtzlich die Erwdgungen und Bedenken im
Abschnitt «Sozialdiensty Giiltigkeit besit-
zen. Die Studiengruppe ist jedoch der Mei-
nung, dass auch auf diesem Gebiet ein Mo-
dell Diskussionsgrundlage sein sollte.
Motivation: Schulung der Frau fiir ihre
Aufgabe als Mutter und als Staatsbirgerin,
Erziechung zum Verantwortungsbewusst-
sein gegeniiber dem Nichsten.

Alter: 18. bis 50. Altersjahr.

Grundsatz der Freiwilligkeit.

Ausbildung: Einfithrungskurs (3 Wochen)
Krankenpflege/Erstc Hilfe: Samariterkurs,
Rotkreuz-Spitalhelferinnenkurs (theoreti-
scher Teil), Firsorge: Betreuung von Kin-
dern, Kinderbeschéftigung, Betreuung von
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Betagten, Altersprobleme, Staatskunde/
Landesverteidigung/ Umwelt, Hygiene,
Psychologie, Turnen und Sport, Besichti-
gungen (Spitiler, Heime). — Praktikum
(mindestens 3 Monate, 2 Tage Vorkurs):
Einsatz nach Wunsch und Eignung in Spité-
lern, Kranken- und Erholungsheimen, Kin-
derheimen und -krippen, Altersheimen, Be-
triebskantinen usw. — Kaderausbildung: 1
Woche Kaderkurs, Praktikum 2 Monate,
anschliessend | Monat Hospitantin und
Kontrolle der Praktikantinnen an verschie-
denen Praktikumsorten.
Einsatz im Katastrophen- und Kriegsfall:
Freiwillige Anmeldung nach bestandenem
Praktikum fiir Sozial- und Zivildienst: Spi-
tiler, Altersheime, Jugendheime, Kantinen,
offentliche Betriebe, Verkehr, Unterricht
usw.
Rotkreuzdienst: Militarspitdler (je nach
Voraussetzungen als Hilfspflegerinnen,
Hauspersonal usw.)
Zivilschutz und FHD (Umteilung und ge-
setzliche Dienstleistung)
Einsatz in Friedenszeiten als Uberbriik-
kungshilfe in akuten Notfillen auf be-
schrinkte Zeit (SOS-Notfallhilfe): kinder-
reiche Familien, kranke Mutter oder Fami-
lienangehorige, Bauernhilfe, Hilfe im Haus-
halt von Betagten.

Kontrollfithrung: Zentralstelle gesamt-

schweizerisch, SOS-Einsatz kantonal, ¢in-

heitliche Regelung von Besoldung, Sozial-
leistungen, Versicherung, Lohnausgleich,

Bekleidung.

Das Modell D verlangt die Erfiillung gewis-

ser Voraussetzungen zu seiner Durchfiih-

rung:

— Freiwilligkeit: Bei einem Obligatorium
wiiren die unerldssliche Uberwachung
der Praktikumsorte und die Betreuung
der Midchen aus quantitativen Griinden
zum vornherein ausgeschlossen und da-
her der Wert in Frage gestellt

— Bildung einer Tragerorganisation, da der
Staat daflir nicht in Betracht kommt

Vorteile:

— Schulung und Vorbereitung der Maéd-
chen auf ihre Aufgabe in der Familie und
in der Volksgemeinschaft

— Bedeutung des Praktikumseinsatzes in
den unter Personalnot leidenden Spité-
lern, Heimen und Anstalten

— Beschrinkung auf eine Auslese unter den
Midchen durch das Freiwilligkeitsprin-
zip

— Grundausbildung fiir den Einsatz im Ka-
tastrophen- oder Kriegsfall, auch wenn
keine organisatorische Eingliederung
stattfindet

Nachteile:

— Lange Ausbildungs- und Dienstdauer
(nahezu 4 Monate), verunmoglicht die
Teilnahme in vielen Fillen

- Erfordert eine dusserst komplizierte, per-
sonalintensive Organisation: Grosse Ver-

antwortung fiir die Méddchen (meistens
noch minderjéhrig), fiir ihr psychisches
und korperliches Wohlergehen, d. h. in-
tensive Betreuung jedes Einzelfalles, Aus-
wahl und Uberwachung der Praktikums-
orte in bezug auf Arbeitszuteilung, Un-
terkunft, Verpflegung, Gesundheits-
schutz, Freizeitgestaltung usw. Frage:
Konnte ein derartiger Apparat iber-
haupt national aufgezogen werden ?

— Grosser Kostenaufwand fiir Organisa-
tion, Einfiihrungskurse, Uberwachung
usw. Wer trigtihn?

Die Studiengruppe anerkennt, dass ein So-
zialdienst im Sinne des Modells sehr wert-
voll wire, namentlich im Hinblick auf seine
erzieherische Komponente, die jene der rei-
nen Niitzlichkeit zugunsten der Einsatzorte
bei weitem iiberwiegt und daher den in den
grundsétzlichen Erwdgungen gedusserten
Bedenken weitgehend Rechnung trégt.
Man muss sich indessen fragen, ob seine
Verwirklichung in Anbetracht des kaum zu
tiberblickenden Aufwandes tiberhaupt or-
ganisatorisch moglich ware. Im lokalen
oder regionalen Bereich hingegen ist die
Wahrscheinlichkeit weit grosser, dass sein
Aufbau gelingt. Dabei ist zu beachten, dass
er durchaus gleichzeitig mit, beziehungswei-
se neben einer allgemeinen Dienstpflicht der
Frauen bestehen konnte und zum Beispiel
mit Modell B (Wahlmaoglichkeit) sehr gut
harmonieren wiirde.



	Zur Frage einer Dienstpflicht für Frauen

